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Rückflüsse aus Wohnungsbaudarlehen des Bundes und ihre Verwendung 


Nach § 20 II. Wohnungsbaugesetz sind die Rückflüsse aus den Darlehen, die 
der Bund den Ländern zur Förderung des Wohnungsbaus gewährt hat, laufend 
zur Förderung von Maßnahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaus zu 
verwenden (zweckgebundene Rückflüsse). 


1 . Wie hoch bezifferten sich die zweckgebundenen Rückflüsse des Bundes in 
den Jahren 1990 bis 2000, differenziert nach: 

- Bau- und Aufwendungsdarlehen an die Länder 

- Wohnungsfürsorgedarlehen 

- Gewinne aus Kapitalbeteiligungen 

- Regionalprogramme 

- Sonstige? 

Die zweckgebundenen Rückflüsse des Bundes in den Jahren 1 990 bis 2000 (1990 
bis 1999: Ist; 2000: Soll) sind in der anliegenden Tabelle (Anlage) dargestellt. 


2. In welchem Umfang wurden diese Mittel zur Förderung von Maßnahmen 
zugunsten des sozialen Wohnungsbaus, differenziert nach Förderwegen 
und Sonstiges, verwendet und wie viele Wohnungen im Rahmen des sozia- 
len Wohnungsbaus konnten durch diesen zweckgebundenen Einsatz neu 
errichtet bzw. belegt werden? 

Die Rückflussmittel wurden in vollem Umfang zugunsten des sozialen Woh- 
nungsbaus eingesetzt. Einzelheiten sind der Übersicht 2 des Einzelplans 12 zu 
entnehmen. Eine getrennte Zuweisung von zweckgebundenen Rückflussmitteln 
und anderen Haushaltsmitteln für einzelne Förderwege und Sonstiges erfolgt 
nicht. Vielmehr fließen alle Bundes- und Landesmittel in den Förderprogrammen 
der Länder zusammen. Die bewilligten Mittel und die in den einzelnen Pro- 
grammjahren mit diesen Mitteln geförderten Sozialwohnungen können nicht 
verschiedenen Teilmengen der Rückflüsse zugeordnet werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen vom 16. Januar 2001 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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3. Welche zweckgebundenen Rückflüsse sind in den jeweiligen Jahren bis 
2004 zu erwarten, differenziert nach: 

- Bau- und Aufwendungsdarlehen an die Länder 

- Wohnungsfürsorgedarlehen 

- Gewinne aus Kapitalbeteiligungen 

- Regionalprogramme 

- Sonstige? 

5. Ab welchem Jahr prognostiziert die Bundesregierung ein signifikantes Ab- 
nehmen der Rückflüsse und worin bestehen dafür die Gründe? 

Die Fragen 3 und 5 werden gemeinsam beantwortet. 

Exakte Vorausberechnungen künftiger Einnahmen des Bundes sind nicht mög- 
lich, weil der Verlauf der Rückzahlungen durch verschiedene, nicht abschätzbare 
Faktoren (z. B. vorzeitige vollständige Rückzahlung bei günstigen Kapital- 
marktzinsen) bestimmt wird. 

Zudem werden die Zins- und Tilgungsbedingungen der Darlehen im 1 . Förde- 
rungsweg " ohne nähere Vorgaben des Bundes - im Einzelnen sehr unterschied- 
lich von den Ländern festgelegt. Auch im weiteren Zeitverlauf beeinflussen Ent- 
scheidungen der Länder, etwa die Anhebung von Zinsen für Förderdarlehen, das 
Volumen der Rückflüsse. 

In der Finanzplanung des Bundes werden daher in der Regel die Ist-Zahlen des 
laufenden Flaushaltsjahres fortgeschrieben. 

Viele Darlehensnehmer haben die jahrelange günstige Kapitalmarktsituation zu 
umfangreichen außerplanmäßigen Rückzahlungen genutzt. Die vorzeitigen 
Rückzahlungen reduzieren nicht nur die Tilgungsforderungen des Bundes insge- 
samt, sondern führen auch zu einem Ausfall von Zinseinnahmen. Tendenziell 
wird daher mit einem deutlichen Rückgang der Rückflüsse gerechnet. 


4. In welchem Umfang sollen diese Mittel zur Förderung von Maßnahmen 
zugunsten des sozialen Wohnungsbaus, differenziert nach Förderwegen 
und Sonstiges, verwendet werden und welche Überlegungen hat die Bun- 
desregierung zum Einsatz dieser Mittel im Zusammenhang mit der Reform 
des sozialen Wohnungsbaus? 

Zur Frage des Mitteleinsatzes wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. Die 
Reform des sozialen Wohnungsbaus wird derzeit innerhalb der Bundesregierung 
abgestimmt. 


6. Auf welche Grundlage stützt sich die Bundesregierung bei der Verwendung 
der Verkaufserlöse aus der Veräußerung der Gesellschafteranteile an den Ei- 
senbahnerwohnungsgesellschaften, die in erster Linie der sozialen Woh- 
nungsfürsorge der Beschäftigten der Bahn dienten, sofern sie diese Erlöse 
nicht mehr für Maßnahmen der sozialen Wohnungsfürsorge verwendet? 

Die Verwendung der Erlöse aus Verkäufen von Anteilen des Bundeseisenbahn- 
vermögens an den Eisenbahnerwohnungsgesellschaften unterliegt keinen Be- 
schränkungen. Insbesondere kann keine Verpflichtung zur Verwendung dieser, 
dem Bundeseisenbahnvermögen zufließenden Erlöse für Zwecke des sozialen 
Wohnungsbaus aus § 20 Zweites Wohnungsbaugesetz (II. WoBauG) hergeleitet 
werden. § 20 II. WoBauG ist auf das Bundeseisenbahnvermögen, das nach Maß- 
gabe von § I des Gesetzes zur Zusammenführung und Neugliederung der Bun- 
deseisenbahnen ein Sondervermögen des Bundes ist, nicht anwendbar. 
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